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 Vorwort · I 

Vorwort 

Das Thema „Bauvertrag“ habe ich zuletzt in meinem Buch „Der Bauvertrag“ behandelt. Es 

erschien 2009, also vor fünf Jahren, in der 2. Auflage mit einem starken, fast ausschließli-

chen Fokus auf die ÖNORM B 2110. An der ÖNORM B 2110 hat sich zwischenzeitlich eini-

ges, auf den ersten Blick allerdings nicht sehr Gravierendes geändert. Das Insolvenzrechts-

änderungsgesetz brachte notwendige Änderungen, die in die Fassung 2011 eingeflossen 

sind, das Zahlungsverzugsgesetz floss in die vorliegende aktuelle Fassung der 

ÖNORM B 2110 ein. Letzteres mit in der Praxis alltäglich merkbaren Auswirkungen, weil das 

Zahlungsverzugsgesetz auf Zahlungs- und Übernahmemodalitäten einen Einfluss hat. Pri-

mär diese Änderungen waren es, die Überlegungen zur Überarbeitung und Neuauflage 

meines Werkes auslösten.  

Die ohnehin notwendige Überarbeitung wurde dann von mir zum Anlass genommen, den 

Fokus darauf zu richten, dem Anwender noch weiter gehende Informationen zum Bauvertrag 

zu geben. Intensiver als bisher und, wie ich hoffe, auch praxistauglich wird das rechtliche 

Umfeld, in dem sich der Bauvertrag bewegt, erläutert. Die gesetzliche Normallage, in der die 

ÖNORM B 2110 ja auch eingebettet ist, ist nun noch stärker eingebunden. Damit soll auch 

dem juristisch nicht ausgebildeten Leser der nötige Einblick in die Rechtsmaterie verschafft 

werden. 

Das Bürgerliche Gesetzbuch ist stark von einem natürlichen und logischen Rechtsempfinden 

geprägt. Möglicherweise liegt darin der Grund, weshalb viele Baupraktiker meinen, bauver-

tragsrechtliche Problemstellungen ohnehin intuitiv erfassen und lösen zu können, ohne sich 

mit der Materie vertieft auseinandersetzen zu müssen. Allerdings ist vieles tiefgehender und 

vielschichtiger, als es zunächst den Anschein hat. Etwas von dieser Tiefe und den Facetten 

soll das Buch praxisgerecht vermitteln. Damit soll die Kluft zwischen Juristen und Technikern 

verkleinert werden. Besonders die Bauwirtschaft, zu deren Zunft ich mich zähle, muss sich 

dieser Aufgabe annehmen. Sie ist eine interdisziplinäre Wissenschaft, in die Technik, Be-

triebswirtschaft und Recht eingehen. 

Ein Thema, das ständig neue Herausforderung, bietet und einen großen Informationsbedarf 

erzeugt, ist das Nachtragsmanagement. Die vorliegende Überarbeitung wurde daher auch 

zum Anlass genommen, diesem Thema breiten Raum zu widmen. Das hat den Anstoß dazu 

gegeben, es in einen eigenen Teil (Teil B) auszulagern. In diesem Teil habe ich versucht, 

meine langjährige Erfahrung auf dem Gebiet komprimiert einzubringen und besonders viele 

Beispiele und Anwenderhinweise zu bringen. 

Plötzlich war ein Werk geschaffen, das sich nicht mehr ausschließlich mit der 

ÖNORM B 2110 beschäftigt. Da der Abwicklung des Vertrages und dem Nachtragsma-
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nagement breiter Raum gewidmet wird, lag nun nicht die 3. Auflage des Buches „Der Bau-

vertrag“ vor, sondern etwas viel weiter Gehendes. Deshalb auch der neue Titel, der prägnant 

den Inhalt beschreibt: 

Bauvertrags- und Nachtragsmanagement. 

Wen soll ein Fachbuch zum Bauvertrag ansprechen? Soll das Buch für den Praktiker oder 

für den Theoretiker ein Behelf sein, soll das Buch den Bautechniker, also jenen, der vor Ort 

handelt, oder den Juristen, also jenen, der eine Causa im Nachhinein aufzubereiten hat, 

ansprechen? Die Zielsetzung war rasch klar. Das Buch muss alle ansprechen. Denn tut es 

das nicht, wird die umfassende Akzeptanz fehlen. Rechtlich vertretbare und praxistaugliche 

Handlungen müssen das Ziel sein. 

Rechtsauslegung, Vertragsauslegung, notwendige rechtliche Handlungen udgl folgen kei-

nem naturwissenschaftlichen Gesetz. Wäre es so, ließe sich alles eindeutig berechnen. Es 

gäbe dann nur die eine, aber keine andere Lösung. So ist es nicht. Obwohl, im nicht anzu-

strebenden Gerichtsfall am Ende ein unumstößliches Urteil steht, kommt es im Vorfeld da-

rauf an, wie überzeugend ein Rechtsstandpunkt vorgetragen wird. Das Gleiche gilt für die 

Betriebswirtschaft, die im Nachtragsmanagement eine Schlüsselrolle einnimmt. Auch die 

Kostenrechnung folgt keinen naturwissenschaftlichen Gesetzen. Wäre es so, würde jede 

Kalkulation eines Unternehmers jener eines anderen Unternehmers gleichen oder, egal wer 

die Berechnung vornimmt, das monetäre Ergebnis einer Mehrkostenforderung immer ident 

sein. So ist es auch nicht.  

Im Buch sind Standpunkte sowohl rechtlicher als auch bauwirtschaftlicher Natur dargelegt. 

Sie sind begründet und ergeben ein in sich weitgehend abgeschlossenes und vertretbares 

System. Ich habe mich bemüht. Grundregeln aufzustellen, die, werden sie konsequent an-

gewandt, zu einem nachvollziehbaren und vertretbaren Ergebnis führen. 

Beispiele und Anwenderhinweise ziehen sich durch das Werk. Sie sind gegenüber der letz-

ten Auflage erheblich erweitert. Insbesondere zum Nachtragsmanagement finden sich Bei-

spiele und Anwenderhinweise in gehäufter Form. Im Regelfall sind sie kurz, prägnant und 

nachvollziehbar. Sie sind nicht ausschließlich von OGH-Entscheidungen abgeleitet, sondern 

es sind vor allem Beispiele und Hinweise, die ich aus meiner Praxis als so wichtig erachte, 

dass ich sie erläutern und weitergeben möchte. Alle Beispiele haben einen realen Hinter-

grund. Sie sind nicht frei erfunden. Sie sind aber zum besseren Verständnis abstrahiert. 

Rechenbeispiele sind so gewählt, dass sie in der Regel auch ohne Taschenrechner nach-

vollzogen werden können. Runde Zahlen prägen daher das Bild. Dem Vorteil der Verständ-

lichkeit auf den ersten Blick steht der Nachteil gegenüber, dass manche Eingangsdaten, 
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oder auch Zwischenergebnisse, nicht immer einem gänzlich realistischen Ansatz gerecht 

werden können. Plausibel sind sie allemal. Das ist bei den Beispielen zu beachten.  

Manche Beispiele und Anwenderhinweise werden einzelne Leser als zu simpel empfinden. 

Doch das Buch richtet sich an Einsteiger genauso wie an Experten. Umgekehrt werden vom 

Einsteiger sicherlich manche Ausführungen als zu theoretisch empfunden werden. Solche 

Ausführungen dienen der Argumentation eines Standpunktes und sollen die leider teilweise 

von der Praxis abgehobenen Diskussionen zu einzelnen Themen sinnvoll befruchten. Even-

tuell werden einzelne Thesen und Standpunkte, die ich im Buch vertrete, die zukünftige 

Entwicklung beeinflussen. Das würde mich freuen.  

Das vertragliche Umfeld bei der Abwicklung von Bauprojekten ist komplex. Niemand wird die 

etwa 800 Seiten Text in einem Zug lesen können oder gar, am Ende angelangt, noch wis-

sen, wovon der Anfang im Detail gehandelt hat. Der schnelllebigen Zeit und auch dem Um-

stand geschuldet, dass Bücher – leider – oft nur dann in die Hand genommen werden, wenn 

akuter Wissensbedarf besteht, ist das Buch von unzähligen Querverweisen, teilweise in 

Verbindung mit kurzen Wiederholungen, durchzogen. Damit kann der Leser grundsätzlich an 

jeder beliebigen Stelle mit seiner Recherche beginnen und wird durch die Querverweise zur 

Basis oder zur weiteren Vertiefung an die jeweils anderen relevanten Stellen geleitet.  

So ergeben sich spannende und ganz andere Lesefolgen, als es der standardmäßige Lese-

fluss, Seite auf Seite folgend, vorsieht. Den Lesern empfehle ich, sich auch in diesem Lese-

fluss treiben zu lassen. Noch ein weiterer Lesefluss, insbesondere für den schnellen Einstieg 

in die Thematik geeignet, bietet sich an. Auch die rund 200 Beispiele und die rund 100 An-

wenderhinweise bereiten das entsprechende Thema punktuell auf. Nur diese zu lesen bietet 

bereits einen guten Überblick. Bewusst sind die Anwenderhinweise nicht als an den Auftrag-

geber oder den Auftragnehmer gerichtet gekennzeichnet. Jeder Anwender soll auch das 

lesen, was primär als Hinweis für die andere Seite gedacht ist. Auch daraus kann wertvolle 

Erfahrung geschöpft werden. 

Allen Lesern wünsche ich eine spannende Lektüre und eine erfolgreiche Umsetzung ihrer 

Bauprojekte.  

 

 

GLÜCK AUF! 

Andreas Kropik  
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Anwenderhinweis 7-25: Prüfung jener Kosten, die in den Positionen für die  

Abrechnung der Baustellen-Gemeinkosten enthalten sind 876 

Anwenderhinweis 7-26: Konsequenz aus der Abbedingung des Abschnittes 7.4.5;  

Adaption des Abschnittes 7.4.5 892 

Anwenderhinweis 7-27: Einvernehmen ist mit dem AG zu erzielen (und  

nicht mit nicht vertretungsbefugten Personen) 895 

Anwenderhinweis 7-28: Organisationsstruktur auf rasche Entscheidungsfähigkeit  

hin optimieren 896 
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Hinweise zum Lesen und zum Auffinden von Themen 

Um dem Leser eine Orientierung zu geben, einige Hinweise zum Aufbau des Buches. Es 

besteht aus zwei Teilen.  

Teil A behandelt zunächst Allgemeines zum Vertragswesen, insbesondere zum Bauvertrag. 

ABGB, KSchG, BVergG und UGB sind die primären Rechtsquellen. Erörtert werden im Kapi-

tel 1 folgende Punkte: 

1.1  Gesetzliche Normallage 

1.2  Das Konsumentenschutzgesetz (KSchG) 

1.3 Das Unternehmensgesetzbuch (UGB) 

1.4  Die Rolle von ÖNORMEN im Bauvertrag 

1.5 Voraussetzungen für einen gültigen Vertrag 

1.6  Auslegung von Verträgen 

1.7  Irrtum 

1.8 Kooperationsprinzip beim Bauvertrag und Umsetzung in der ÖNORM B 2110 

1.9  Zur ÖNORM B 2110 in der Ausgabe 15.03.2013 

1.10 Sinn und Zweck der ÖNORM B 2110 

1.11 ÖNORM B 2110 als geeignete Leitlinie im Sinne des BVergG 

 

Ab Kapitel 2 folgt der Aufbau der Gliederung der ÖNORM B 2110. Die einzelnen Themen 

sind in Zusammenschau mit den gesetzlichen Grundlagen erörtert. Kapitelnummer im Buch 

und Abschnittsnummer der ÖNORM B 2110 sind meistens ident. Da viele Vertragsbestim-

mungen (Allgemeine Geschäftsbedingungen, AGB) der Struktur der ÖNORM B 2110 folgen, 

sollte daher ein Auffinden von gesuchten Themenkreisen leicht möglich sein. Eine Kapitel-

nummer mit der Endung „.0“ deutet auf eine allgemeine Einführung hin, Kapitelnummern 

außerhalb der Abschnittsnummern deuten darauf hin, dass artverwandte Themen behandelt 

sind. Die grobe Struktur des Teils A ist folgende: 

2  Anwendungsbereich der ÖNORM B 2110 und Verweise 

3  Erläuterung wichtiger Begriffe 

4  Verfahrensbestimmungen  

5  Vertrag 

5.1  Vertragsbestandteile 

5.2  Vertragspartner 

5.3  Geltung bei Verbrauchergeschäften  

5.4  Behördliche Genehmigungen 

5.5  Beistellung von Unterlagen  

5.6  Verwendung von Unterlagen 
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5.7  Änderung des Vertrages 

5.8  Rücktritt vom Vertrag 

5.9  Streitigkeiten 

6  Leistung, Baudurchführung 

6.1  Beginn und Beendigung der Leistung 

6.2  Leistungserbringung 

6.3  Vergütung 

6.4  Regieleistungen 

6.5  Verzug und Vertragsstrafe 

7  Leistungsabweichung und ihre Folgen 

8  Rechnungslegung, Zahlung, Sicherstellung  

9  Benutzung von Teilen der Leistung vor der Übernahme  

10  Übernahme 

11  Schlussfeststellung  

12  Haftungsbestimmungen  

12.1  Gefahrtragung und Kostentragung  

12.2  Gewährleistung 

12.3  Schadenersatz allgemein 

12.4  Besondere Haftung mehrerer AN  

12.5 Haftung bei Verletzung von Schutzrechten 

12.6  Sonstige Haftungsregelungen gegenüber Dritten 

 

Der Abschnitt 7 (Mehrkostenforderungen) ist im Teil A nicht behandelt und in den Teil B 

ausgelagert. 

Teil B widmet sich dem Thema des Nachtragsmanagements. Die Kapitelnummerierung 

beginnt wieder mit 1. Bis zum Kapitel 6 werden relevante Punkte zur Einführung in das The-

ma und zum besseren Verständnis dargestellt. Das Kapitel 7 knüpft an Abschnitt 7 der 

ÖNORM B 2110 an. Hier gilt das Gleiche wie im Teil A. Kapitelnummer und Abschnittsnum-

mer der ÖNORM B 2110 sind meistens ident. Die grobe Struktur des Teils B ist folgende: 

1  Anspruchsgrundlagen 

2  Entschädigungsanspruch bei Umständen aus der Bestellersphäre (§ 1168 ABGB) 

3  Kostenvoranschlag (Einheitspreisvertrag, Regievertrag) 

4  Pauschalvertrag 

5  Bauzeit, Termine und Pufferzeiten 

6  Zu Kosten – deren Entstehung, Verlauf und Zuordnung 

7  Leistungsabweichungen und ihre Folgen 

7.0  Begriffe 

7.1  Allgemeines (Abschnitt 7.1) 
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7.2  Zuordnung zur Sphäre der Vertragspartner (Abschnitt 7.2) 

7.3  Mitteilungspflichten (Abschnitt 7.3) 

7.4  Anpassung der Leistungsfrist und/oder des Entgelts (Abschnitt 7.4) 

7.5  Außerhalb des Leistungsumfangs erbrachte Leistungen (Abschnitt 7.5) 

 

Sowohl Teil A als auch Teil B sind mit vielen Beispielen und Anwenderhinweisen, Teil B 

insbesondere auch mit Rechenbeispielen versehen. Im Regelfall sind die Beispiele kurz, 

prägnant und nachvollziehbar. Sie sind nicht ausschließlich von OGH-Entscheidungen abge-

leitet, sondern es sind vor allem Beispiele und Hinweise, die aus der Praxis als so wichtig 

erachtet werden, dass sie zur Erläuterung der Theorie wiedergegeben sind. Alle Beispiele 

haben einen realen Hintergrund. Sie sind nicht frei erfunden. Sie sind aber zum besseren 

Verständnis abstrahiert. Rechenbeispiele sind so gewählt, dass sie in der Regel auch ohne 

Taschenrechner nachvollzogen werden können. Runde Zahlen prägen daher das Bild. Im 

Verzeichnisteil des Buches findet sich auch ein Verzeichnis der Beispiele. 

Zum Suchen einzelner Themen bietet sich neben dem Inhaltsverzeichnis das Stichwortver-

zeichnis an. Dieses findet sich am Ende des Buches. 

Viele Querverweise helfen, die komplexe Materie besser, weil durch die Verweise sichtbar 

verknüpft, darzustellen. Um sich in ein Detailthema zu vertiefen, ist es empfehlenswert, den 

Querverweisen zu folgen. Auch so kann man zur Lösung einer Spezialfrage finden. 

Ein Verweis, gekennzeichnet mit „“, bezieht sich auf ein Kapitel, ein Beispiel odgl und die 

zugehörige Seite dieses Buches. Ein Verweis auf einen „Abschnitt“ (zB siehe Abschnitt 7.1) 

bezieht sich auf den entsprechenden Abschnitt der ÖNORM B 2110.  
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